
 

  

S 14 RA 977/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 21
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zusatzversorgung, 30. Juni 1990, VEB –

GmbH
Leitsätze :
Normenkette § 1 Abs. 1 AAÜG

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RA 977/04
Datum 23.03.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 21 R 307/05
Datum 19.10.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligen haben einander
keine Kosten zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte den Zeitraum zwischen dem
01. Juli 1971 und dem 30. Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zur
zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und
ihnen gleichgestellten Betrieben (Zusatzversorgungssystem nach Anlage 1 Nr. 1
zum Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz [AAÃ�G]) und die in
diesem Zeitraum tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsverdienste feststellen muss.

Der 1937 geborene KlÃ¤ger, ein gelernter Schlosser, absolvierte von September
1966 bis Juli 1971 ein Abendstudium an der Ingenieurschule fÃ¼r Maschinenbau W
und erwarb am 09. Juli 1971 das Recht, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu
fÃ¼hren.
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Nachdem er noch einige Monate als Energetiker bei einem
Kraftfahrzeuginstandsetzungs-betrieb tÃ¤tig gewesen war, war der KlÃ¤ger vom 01.
Januar 1972 bis zum Ende des streitbefangenen Zeitraums und darÃ¼ber hinaus als
leitender SchweiÃ�ingenieur beim VEB GerÃ¤te- und Regler-Werke Teltow,
beziehungsweise, ab dem 26. Juni 1990, bei einer seiner Rechtsnachfolgerinnen, der
GerÃ¤te- und Regler-Werke Teltow GmbH, beschÃ¤ftigt.

Eine Versorgungszusage wurde dem KlÃ¤ger nicht erteilt; er hat auch nicht
vorgetragen, einen einzelvertraglichen Anspruch auf eine derartige Zusage gehabt
zu haben. Der freiwilligen Zusatzrentenversicherung (FZR) trat der KlÃ¤ger zum 01.
Januar 1973 bei.

Im April 2004 beantragte der KlÃ¤ger die Feststellung der Zeit ab Juli 1971 als Zeit
der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz.

Den Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 09. Juni 2004 ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, die BeschÃ¤ftigungszeit vom 01. Juli 1971 bis zum 30. Juni 1990
kÃ¶nne nicht als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem
festgestellt werden, weil die Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien. Der KlÃ¤ger sei
nicht dem Kreis der obligatorisch Versorgungsberechtigten zuzuordnen; das AAÃ�G
sei in seinem Fall nicht anwendbar, denn da der VEB GerÃ¤te- und Regler-Werke
Teltow bereits vor dem 30. Juni 1990 privatisiert worden sei, sei er nicht mehr im
Geltungsbereich der Zusatzversorgung der technischen Intelligenz tÃ¤tig gewesen.

Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger am 01. Juli 2004 Widerspruch ein und trug
vor, nach seinen Versicherungsunterlagen sei er bis zum 30. Juni 1990 im VEB
GerÃ¤te- und Regler-Werke Teltow beschÃ¤ftigt gewesen.

Mit Bescheid vom 18. Oktober 2004 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, fÃ¼r die
Beurteilung der ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der technischen Intelligenz
kÃ¶nnten die IndividualumstÃ¤nde der Privatisierung nicht berÃ¼cksichtigt werden.
Es komme vielmehr ausschlieÃ�lich auf die amtliche Eintragung im Handelsregister
an, die hier am 26. Juni 1990 erfolgt sei. An diesem Tag sei der vor der Umwandlung
bestehende Betrieb erloschen.

Daraufhin hat der KlÃ¤ger am 12. November 2004 Klage vor dem Sozialgericht
Potsdam erhoben und vorgetragen, er sei Ingenieur und als SchweiÃ�ingenieur in
einem volkeigenen Produktionsbetrieb tÃ¤tig gewesen. Daher habe er Anspruch auf
die "Ing.Rente". Ihm sei auch bekannt, dass eine Vielzahl von Ingenieuren diese
Versorgung erhielten. Werde seine ZugehÃ¶rigkeit zu dem
Zusatzversorgungssystem nicht zumindest fÃ¼r die Zeit bis zum 26. Juni 1990
festgestellt, so stelle dies eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes dar. Es
kÃ¶nne nicht allein auf die Sachlage am 30. Juni 1990 ankommen.

Der KlÃ¤ger hat erstinstanzlich beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 09. Juni 2004 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 18. Oktober 2004 zu verpflichten, die Zeit vom 01. Juli
1971 bis zum 30. Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der
Technischen Intelligenz (Anlage 1 Nr. 1 AAÃ�G) sowie die wÃ¤hrend dieser Zeit
erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte hat erstinstanzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat zur BegrÃ¼ndung auf die AusfÃ¼hrungen in dem angegriffenen Bescheid in
der Gestalt, die er durch den Widerspruchsbescheid gefunden hat, sowie auf die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung verwiesen und gemeint, das AAÃ�G sei nur
anwendbar, wenn am 30. Juni 1990 alle Voraussetzungen fÃ¼r eine obligatorische
Einbeziehung in ein Zusatzversorgungssystem vorgelegen hÃ¤tten. Dies sei bei
dem KlÃ¤ger schon deshalb nicht der Fall, weil der BeschÃ¤ftigungsbetrieb zu
diesem Zeitpunkt bereits privatisiert gewesen sei.

Das Sozialgericht hat bezÃ¼glich des VEB GerÃ¤te- und Regler-Werke Teltow die
Ablichtung eines Auszugs aus dem Register der volkseigenen Wirtschaft des
Bezirkes P zur Registernummer und bezÃ¼glich der GerÃ¤te- und Regler-Werke
Teltow GmbH die Ablichtung eines Auszugs aus dem Handelsregister zur
Registernummer zu den Gerichtsakten genommen. Es hat die Klage mit Urteil vom
23. MÃ¤rz 2005 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt,
das AAÃ�G sei im Fall des KlÃ¤gers nicht anwendbar, weil er am 30. Juni 1990
weder einen Versorgungsanspruch, noch eine Anwartschaft auf eine Versorgung
gehabt habe. Er habe an diesem Tag nicht mehr in einem volkseigenen oder diesem
gleichgestellten Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens gearbeitet,
sondern in einer Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung. In eine solche sei
nÃ¤mlich der volkseigene Betrieb umgewandelt worden. Die Beklagte habe zu
Recht auf die Sachlage am 30. Juni 1990 abgestellt. Ein VerstoÃ� gegen den
Gleichheitsgrundsatz liege nicht vor.

Gegen das am 28. April 2005 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 12. Mai 2005
Berufung eingelegt und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, gerade
angesichts des Umstands, dass er fast sein ganzes Berufsleben lang in einem
volkseigenen Produktionsbetrieb gearbeitet habe, erscheine es willkÃ¼rlich und
unbillig, nur auf die Sachlage am 30. Juni 1990 abzustellen. Es kÃ¶nne nicht sein,
dass VersorgungsansprÃ¼che durch die Umwandlung von Betrieben untergegangen
seien. AuÃ�erdem wisse er von Kollegen, dass deren Begehren entsprochen worden
sei. Diese Ungleichbehandlung sei nicht hinnehmbar.

Seinem Vorbringen entnimmt der Senat den Antrag des KlÃ¤gers,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 23. MÃ¤rz 2005 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 09. Juni 2004 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 18.
Oktober 2004 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, den Zeitraum vom 01.
Juli 1971 bis zum 30. Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung der technischen Intelligenz (Zusatzversorgungssystem nach
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Anlage 1 Nr. 1 zum Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz) und die
in diesem Zeitraum tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend und verweist darauf sowie
auf ihre AusfÃ¼hrungen in dem angegriffenen Bescheid in der Gestalt, die er durch
den Widerspruchsbescheid gefunden hat.

Der Senat hat den Beteiligten sein Urteil vom 29. April 2005 in einem
vergleichbaren Fall (Az.: L 21 RA 77/04) in Ablichtung Ã¼bersandt und sie mit
Schreiben vom 06. Juli 2005 zu einer Entscheidung durch Beschluss nach Â§ 153
Abs. 4 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) angehÃ¶rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands im Ã�brigen wird
auf den Inhalt der Gerichtsakten sowie der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge
der Beklagten und des RentenversicherungstrÃ¤gers (VSNR ) verwiesen, der
Gegenstand der Beratung gewesen ist.

II.

Der Senat konnte gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 SGG durch Beschluss entscheiden, weil er
die Sache einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht
fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt und die Beteiligten zuvor angehÃ¶rt worden sind.

Die Berufung hat keinen Erfolg. Sie ist zwar zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie statthaft
und form- und fristgerecht erhoben (Â§Â§ 143 und 151 SGG), sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht Potsdam eine Verpflichtung der
Beklagten abgelehnt, den streitbefangenen Zeitraum als solchen der
ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zu einem Zusatzversorgungssystem und die in diesem
Zeitraum tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte festzustellen, denn der KlÃ¤ger hat
keinen dahingehenden Anspruch; der angegriffene Bescheid der Beklagten in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Das Begehren des KlÃ¤gers ist letztlich auf die Leistung einer (hÃ¶heren) Rente
gerichtet. Da er im streitigen Zeitraum originÃ¤re rentenrechtliche Zeiten im
bundesdeutschen Rentenversicherungssystem nicht zurÃ¼ckgelegt hat, der
bundesdeutsche Rentenversicherungs-trÃ¤ger aber grundsÃ¤tzlich nur seinen
Versicherten zur (hÃ¶heren) Leistung verpflichtet ist, bedarf es zur BegrÃ¼ndung
und Ausgestaltung von Rechten und Anwartschaften im Rahmen des insoweit
maÃ�geblichen Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VI) sowie zur
Wertbestimmung derartiger Berechtigungen nach dessen GrundsÃ¤tzen jeweils
besonderer bundesrechtlicher Grundlagen. Der Bundesgesetzgeber hat diesen
Vorgang in zwei voneinander zu trennende Verfahren gegliedert. WÃ¤hrend das
eine Verfahren mit dem Erlass eines sogenannten Entgeltbescheides endet, hat das
andere einen die Rente feststellenden Bescheid zum Ziel. In dem erstgenannten
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Verfahren hat der VersorgungstrÃ¤ger, hier die Beklagte, dem
Vormerkungsverfahren nach Â§ 149 Abs. 5 SGB VI Ã¤hnlich gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1
AAÃ�G die Daten festzustellen, die zur DurchfÃ¼hrung der Versicherung und zur
Feststellung der Leistungen aus der Rentenversicherung erforderlich sind, und sie
dem fÃ¼r die Feststellung der Leistungen zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der
Rentenversicherung mitzuteilen. Zu diesen Daten gehÃ¶ren neben den Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem (Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Â§ 5
AAÃ�G) die in diesen tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2
AAÃ�G). Nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G hat der VersorgungstrÃ¤ger dem
Berechtigten den Inhalt der Mitteilung durch Bescheid bekannt zu geben (vgl. zu
diesem Verfahren im Einzelnen das Urteil des Bundessozialgerichts [BSG] vom 20.
Dezember 2001, Az.: B 4 RA 6/01 R m. w. N., SozR 3-8570 Â§ 8 Nr. 7), so dass bei
Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen auch ein Anspruch auf einen
solchen Verwaltungsakt besteht. Dies ist hier nicht der Fall.

Einen seinem Begehren entsprechenden Anspruch hat der KlÃ¤ger schon deshalb
nicht, weil er nicht in den persÃ¶nlichen Geltungsbereich der Vorschriften des
AAÃ�G fÃ¤llt. Eine PrÃ¼fung der in Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G genannten
tatbestandlichen Voraussetzungen ergibt, dass die Vorschriften des AAÃ�G keine
Anwendung finden. Die Regelungen des AAÃ�G gelten fÃ¼r AnsprÃ¼che und
Anwartschaften, die aufgrund der ZugehÃ¶rigkeit zu Zusatz- und
Sonderversorgungssystemen im Beitrittsgebiet erworben worden sind. AnsprÃ¼che
hatte der KlÃ¤ger noch nicht erworben, denn im Zeitpunkt der SchlieÃ�ung der
Versorgungssysteme, am 30. Juni 1990, war er noch nicht versorgungsberechtigt. Er
hatte auch keine Versorgungsanwartschaft. Solche Anwartschaften hatten
Personen, die am 30. Juni 1990 Inhaber einer Versorgungszusage waren oder eine
solche frÃ¼her gehabt hatten (vgl. Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G), fÃ¼r die sich dies
aus einer einzelvertraglichen Regelung ergab, oder die nach den abstrakt-
generellen Regelungen der Versorgungssysteme am 30. Juni 1990 zwingend
einzubeziehen waren, weil sie die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Erteilung einer Versorgungszusage erfÃ¼llten und diese auch nicht von einer
Ermessensentscheidung einer dazu berufenen Stelle der DDR abhÃ¤ngig war (vgl.
das Urteil des BSG vom 18. Dezember 2003, Az.: B 4 RA 14/03 R, D-spezial 2004,
Nr. 8 S. 8 [Kurzwiedergabe], Volltext in juris). Dass das AAÃ�G auch auf dem
letztgenannten Personenkreis ZugehÃ¶rige Anwendung findet, es also nicht allein
darauf ankommt, ob zum 01. Juli 1990 in der DDR ein Versorgungsanspruch oder
eine entsprechende Anwartschaft bestand, ergibt sich bereits daraus, dass als
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem auch Zeiten vor
EinfÃ¼hrung eines Versorgungssystems gelten (Â§ 5 Abs. 2 AAÃ�G) und ein Verlust
von Anwartschaften bei Ausscheiden vor dem Leistungsfall nach dem Willen des
Bundesgesetzgebers unberÃ¼cksichtigt bleibt (Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G). Die
Frage der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem ist unter diesen
UmstÃ¤nden rechtlich grundsÃ¤tzlich und faktisch in aller Regel entscheidend
danach zu beantworten, ob eine tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung ihrer Art
nach, das heiÃ�t abstrakt-generell, zu denjenigen gehÃ¶rt, derentwegen
entsprechend der nach objektiven Auslegungskriterien des Bundesrechts zu
verstehenden Versorgungsordnung und gegebenenfalls weiteren einschlÃ¤gigen
generellen und verÃ¶ffentlichten ErlÃ¤uterungen hierzu zu irgendeinem Zeitpunkt
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ein Versorgungssystem errichtet war. Um das Ziel, eine sachgerechte und
willkÃ¼rfreie Zuordnung der bundesrechtlichen Rechtsfolgen sicherzustellen,
erreichen zu kÃ¶nnen, sollen â�� wie sowohl die teleologische als auch die
systematische Auslegung insbesondere der Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G ergeben â�� nach
dem Willen des Gesetzgebers alle auch nur potentiell BegÃ¼nstigten, allerdings
auch nur diese, in das besondere Verfahren einbezogen werden. Ausgehend von
dieser Basis bedarf es zur Beantwortung der Frage nach der ZugehÃ¶rigkeit zu
einem Versorgungssystem des RÃ¼ckgriffs auf diejenigen Gegebenheiten der DDR,
an die das AAÃ�G anknÃ¼pft. Im Falle des Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G sind dies die Texte
der in den Anlagen 1 und 2 zum AAÃ�G aufgelisteten und damit insoweit als
bundesrechtlich relevante Fakten anerkannten Versorgungsordnungen, wobei diese
gegebenenfalls durch sonstige einschlÃ¤gige und in Ã�bereinstimmung hiermit
ergangene abstrakt-generelle Vorgaben von zustÃ¤ndigen Stellen der frÃ¼heren
DDR, zu denen insbesondere DurchfÃ¼hrungsbestimmungen gehÃ¶ren, ergÃ¤nzt
werden. Dabei ist die Bedeutung der Texte ausschlieÃ�lich nach objektiven
Auslegungskriterien des Bundesrechts, insbesondere unter Beachtung des
Gleichheitssatzes (Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes [GG]) und unter
BerÃ¼cksichtigung des Sinns und Zwecks der Vorschrift des Â§ 5 AAÃ�G zu
bestimmen (vgl. dazu das Urteil des BSG vom 09. April 2002, Az.: B 4 RA 42/01 R,
zitiert nach juris). Wie die Versorgungsordnungen und die
DurchfÃ¼hrungsbestimmungen durch Stellen der DDR ausgelegt und angewandt
wurden, muss insoweit ohne Belang sein, denn anderenfalls bestÃ¼nde die
MÃ¶glichkeit einer normativen Verfestigung willkÃ¼rlicher Vorgehensweisen (vgl.
die Entscheidungen des BSG vom 24. MÃ¤rz 1998, Az.: B 4 RA 27/97 R, SozR 3-8570
Â§ 5 Nr. 3, und vom 30. Juni 1998, B 4 RA 11/98 R, SGb 1998, S. 526 f.
[Kurzwiedergabe], Volltext in juris). Ob nÃ¤mlich auÃ�erhalb des von den Texten
der Versorgungsordnungen und der einschlÃ¤gigen DurchfÃ¼hrungsbestimmungen
vorgegebenen Rahmens liegende UmstÃ¤nde die Aussicht auf die Erteilung einer
Versorgungszusage als berechtigt erscheinen lassen konnten, lÃ¤sst sich heute
mangels einer gesicherten faktischen Beurteilungsgrundlage gerade nicht
willkÃ¼rfrei entscheiden (vgl. das Urteil des BSG vom 12. Juni 2001, Az.: B 4 RA
117/00 R, SozR 3-8570 Â§ 5 Nr. 6).

Am 30. Juni 1990 gehÃ¶rte der KlÃ¤ger nicht zur Gruppe derjenigen, die in das
System der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz obligatorisch
einzubeziehen waren. Ob jemand aufgrund seiner Qualifikation und der
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung zum Kreis der durch die ZugehÃ¶rigkeit zur
zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz BegÃ¼nstigten zu
zÃ¤hlen ist, lÃ¤sst sich durch die Heranziehung der Verordnung Ã¼ber die
zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und
ihnen gleichgestellten Betrieben vom 17. August 1950 (GBl. DDR I S. 844) allein
nicht klÃ¤ren. Dort heiÃ�t es in Â§ 1 nur, fÃ¼r die AngehÃ¶rigen der technischen
Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben werde Ã¼ber
den Rahmen der Sozialpflichtversicherung hinaus eine Versorgungsversicherung
eingefÃ¼hrt. Dass es â�� unter anderem â�� zur Konkretisierung des nur vage
umrissenen Begriffs der AngehÃ¶rigen der technischen Intelligenz und damit des
Kreises der BegÃ¼nstigten noch nÃ¤herer Bestimmungen bedurfte, war dem
Verordnungsgeber offenbar bewusst, denn Â§ 5 zufolge waren durch das
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Ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Ministerium fÃ¼r Industrie und
dem Ministerium fÃ¼r Arbeit und Gesundheitswesen
DurchfÃ¼hrungsbestimmungen zu erlassen. Die AusfÃ¼llung des Begriffs
"AngehÃ¶rige der technischen Intelligenz", das heiÃ�t die Definition des von der
Verordnung erfassten Personenkreises, dem die zusÃ¤tzliche
Versorgungsversicherung zugute kommen sollte, findet sich in der hier ebenfalls
heranzuziehenden zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die
zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und
ihnen gleichgestellten Betrieben vom 24. Mai 1951 (GBl. DDR S. 487), durch welche
die vom 26. September 1950 datierende erste DurchfÃ¼hrungsbestimmung (GBl.
DDR S. 1043) auÃ�er Kraft gesetzt wurde.

Danach war das Versorgungssystem eingerichtet fÃ¼r Personen, die 1. berechtigt
waren, eine bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren, 2. entsprechende
TÃ¤tigkeiten tatsÃ¤chlich ausÃ¼bten und die 3. in einem volkseigenen
Produktionsbetrieb im Bereich der Industrie oder des Bauwesens oder einem
gleichgestellten Betrieb tÃ¤tig waren.

Bei dem KlÃ¤ger lag im Zeitpunkt der SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme
jedenfalls die dritte, das heiÃ�t die betriebsbezogene Voraussetzung nicht (mehr)
vor. Er war am 30. Juni 1990 nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb im
Bereich der Industrie oder des Bauwesens, sondern in einer Gesellschaft mit
beschrÃ¤nkter Haftung beschÃ¤ftigt.

Wie sich aus dem den VEB GerÃ¤te- und Regler-Werke Teltow betreffenden Auszug
aus dem Register der volkseigenen Wirtschaft ergibt, wurde er am 26. Juni 1990
umgewandelt und in drei Gesellschaften mit beschrÃ¤nkter Haftung aufgespalten.
Eine davon war die am selben Tag in das Handelsregister eingetragene GerÃ¤te-
und Regler-Werke Teltow GmbH, in welcher der KlÃ¤ger beschÃ¤ftigt war. Damit
war die Umwandlung des volkseigenen Betriebs in eine Aktiengesellschaft
entsprechend Â§ 7 der Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten,
Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften vom 01. MÃ¤rz 1990 (GBl.
DDR I S. 107) abgeschlossen. Ab dem 26. Juni 1990 war der KlÃ¤ger nicht mehr in
einem VEB, sondern in einer GmbH tÃ¤tig, wobei es nicht darauf ankommt, aus
welchen GrÃ¼nden der BeschÃ¤ftigungsbetrieb in die juristische Person einer
GmbH umgewandelt wurde (vgl. das Urteil des BSG vom 29. Juli 2004, Az.: B 4 RA
12/04 R, zitiert nach juris).

Dass die Umwandlung eines volkseigenen Betriebes in eine GmbH mÃ¶glicherweise
noch keine Privatisierung bedeutete, weil zunÃ¤chst die Treuhandanstalt das (noch
immer) volkseigene VermÃ¶gen verwaltete, ist nicht von Belang, denn
entscheidend fÃ¼r die Frage, ob die betriebliche Voraussetzung fÃ¼r eine
obligatorische Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem erfÃ¼llt ist, sind nicht
die EigentumsverhÃ¤ltnisse, sondern die Rechtsform des Unternehmens. Dass der
Begriff des volkeigenen Betriebs nicht alle Betriebe umfasste, die letztlich im
Volkseigentum standen, zeigt die AufzÃ¤hlung der gleichgestellten Betriebe in Â§ 1
Abs. 2 der zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung zu der Versorgungsordnung. Da es
in Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 der zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung heiÃ�t "in den
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volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben", muss es sich nach dem
damaligen SprachverstÃ¤ndnis bei allen in Abs. 2 der Vorschrift aufgezÃ¤hlten
Einrichtungen und Unternehmen um Betriebe gehandelt haben. KÃ¤me es nur
darauf an, dass es sich um einen Betrieb in Volkseigentum handelt, so mÃ¼ssten
insbesondere Vereinigungen volkseigener Betriebe und volkseigene GÃ¼ter nicht
gleichgestellt werden.

Gesellschaften mit beschrÃ¤nkter Haftung waren auch nicht den volkseigenen
Produktionsbetrieben versorgungsrechtlich gleichgestellt, denn in Â§ 1 Abs. 2 der
zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung, der eine abschlieÃ�ende AufzÃ¤hlung der
gleichgestellten Einrichtungen und Betriebe enthÃ¤lt, sind sie nicht genannt.

SchlieÃ�lich ist auch nicht zu beanstanden, dass die Beklagte allein auf die
Sachlage am 30. Juni 1990 abgestellt hat, dies ist insbesondere nicht willkÃ¼rlich.
Das AAÃ�G als bundesdeutsches Recht hat â�� wie oben dargestellt â�� nur an zum
Zeitpunkt der SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme am 30. Juni 1990 bereits
entstandene VersorgungsansprÃ¼che oder erworbene -anwartschaften
angeknÃ¼pft. Wer bis zum Zeitpunkt der SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme
nicht versorgungsberechtigt oder einbezogen war und im Zeitpunkt der SchlieÃ�ung
der Systeme auch nach den Vorgaben der einschlÃ¤gigen Versorgungsordnung
nicht zwingend einzubeziehen war, konnte nach SchlieÃ�ung der Zusatz- und
Sonderversorgungssysteme am 30. Juni 1990 keine neuen AnsprÃ¼che und
Anwartschaften erwerben. Dass dies verfassungsgemÃ¤Ã� ist, hat das
Bundesverfassungsgericht inzwischen bestÃ¤tigt (vgl. den Beschluss vom 04.
August 2004, Az. 1 BvR 1557/01, zitiert nach juris).

Es kommt entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers auch nicht darauf an, ob fÃ¼r
ehemalige Arbeitskollegen tatsÃ¤chlich ZugehÃ¶rigkeitszeiten zur zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung der technischen Intelligenz festgestellt worden sind. Hatten diese
Kollegen im Zeitpunkt der SchlieÃ�ung der Systeme bereits
VersorgungsansprÃ¼che erworben oder war ihnen eine Versorgung durch
Verwaltungsakt oder Einzelvertrag zugesagt worden, so war dies nach den
Regelungen des Einigungsvertrags und auch nach den Vorschriften des AAÃ�G zu
beachten. VerfÃ¼gten sie â�� wie der KlÃ¤ger â�� Ã¼ber keine derartigen
AnsprÃ¼che, Versorgungszusagen oder dementsprechende EinzelvertrÃ¤ge, so
kÃ¶nnen dem KlÃ¤ger aus mÃ¶glicherweise rechtswidrigen Feststellungen
zugunsten anderer Personen keine Rechte erwachsen, weil es einen Anspruch auf
Gleichbehandlung im Unrecht nicht gibt.

Da der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf die Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zu einem Zusatzversorgungssystem gegen die Beklagte hat, kann er auch keinen
Anspruch auf Feststellung der in diesen Zeiten tatsÃ¤chlich erzielten
Arbeitsentgelte haben, denn die letztgenannte Feststellung setzt die erstgenannte
voraus.

Die Kostenentscheidung findet ihre Grundlage in Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem
Ausgang des Verfahrens Rechnung.
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Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keiner der in Â§ 160 Abs. 2 Nrn 1 und 2 SGG
genannten GrÃ¼nde vorliegt.

Erstellt am: 25.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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